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So bezahlen Bürgerliche für Steuerreform
FDP und SVP bieten Hand für die Verknüpfung von Steuerreform und AHV
Mit neuen Vorschlägen aus dem
Parlament dürfte eine Sanierung
der AHV mehrheitsfähig werden,
die primär über Mehreinnahmen
läuft. Die Bürgerlichen erkaufen
sich damit die Unterstützung für
die Steuerreform.

CHRISTOF FORSTER, BERN

Man habe den von der CVP lancierten
Slogan nicht mehr weggebracht, sagt ein
Mitglied der Wirtschaftskommission
(WAK) des Ständerats. Dieser lautet:
«Ein gesparter Steuerfranken = ein zu-
sätzlicher AHV-Franken». Die Ent-
scheide der Kommission spiegeln die
Interessenlage und die Machtverhält-
nisse im Ständerat. Die Bürgerlichen
wollen ein zweites Scheitern der Steuer-
reform verhindern. CVP und SP haben
mit ihrer absoluten Mehrheit im Stände-
rat eine Vetomacht. Also haben sich die
Vertreter von FDP und SVP in der WAK
gesagt: Versuchen wir bei der Steuer-
reform das Maximum herauszuholen,
und schlucken wir im Gegenzug bei der
AHV einige Kröten. Und im Abstim-
mungskampf wird die im Volk populäre
AHV ihren Glanz auf die sperrige
Steuervorlage werfen.

Nach Bersets Gusto

Mit der Steuervorlage und der AHV
werden zwei Reformen verknüpft, die in-
haltlich nicht zusammenhängen. Die Kri-
tik der Wirtschaftsverbände kam post-
wendend. Der AHV-Zustupf trage nichts
zur Wirksamkeit der Steuerlösung bei,
teilte der Arbeitgeberverband mit. Doch
die Wirtschaft schlägt die Tür nicht ganz
zu. Man werde die Vorlage auch unter
Einbezug politischer Überlegungen prü-
fen, liess der Wirtschaftsdachverband
Economiesuisse verlauten.

Die WAK schlägt vor, die Einnah-

menausfälle für Bund, Kantone und Ge-
meinden infolge der Steuerreform mit
Mehreinnahmen für die AHV zu «kom-
pensieren». Das heisst, zusätzliche Ein-
künfte von jährlich 2,1 Milliarden Fran-
ken, die sich aus drei Quellen alimentie-
ren. Die Hälfte stammt von zusätzlichen
0,3 Lohnprozenten, je hälftig bezahlt
durch Arbeitnehmer und Arbeitgeber.
Zudem soll die AHV die Einnahmen aus
dem ganzen Demografieprozent der
Mehrwertsteuer (heute 83 Prozent) er-
halten, was weitere 520 Millionen Fran-
ken bringt. Schliesslich will die Kommis-
sion den Bundesbeitrag an die AHV um
300 bis 400 Millionen Franken erhöhen.
Die geplanten Mehreinnahmen decken
rund 40 Prozent des Finanzbedarfs der
AHV bis Ende 2032.

Welche Folgen haben nun die Vor-
schläge der WAK auf die AHV-Reform
des Bundesrats? Am Fahrplan und an
der Notwendigkeit einer Reform ändere
sich nichts, heisst es in Alain Bersets
Innendepartement. Falls das Parlament
die Zusatzeinnahmen gutheisse, sei dies
ein willkommener Zustupf für die AHV.
Die Regierung wird vor der Sommer-

Hoher Preis für
die Steuerreform
Kommentar auf Seite 11

pause eine Vorlage in die Vernehmlas-
sung schicken.

Die Eckwerte dazu hat Sozialminister
Berset bereits verkündet. Zur Sanierung
der AHV soll das Frauenrentenalter auf
65 Jahre und die Mehrwertsteuer um 1,7
Prozentpunkte steigen. Schnell war indes
klar, dass ein derart massiver Zuschlag
bei der Mehrwertsteuer aufgrund des
Widerstands von FDP, SVP und Wirt-
schaftsverbänden im Parlament chan-
cenlos sein würde. Als mehrheitsfähig er-

achtet wird eine Erhöhung um maximal
einen Prozentpunkt. Bersets Kalkül hin-
ter der Steuererhöhung: Damit lässt sich
die AHV bis Ende 2032 finanzieren, was
die Diskussion über eine allgemeine Er-
höhung des Rentenalters um weitere
Jahre nach hinten verschiebt. Mit der
Verknüpfung von Steuerreform und
AHV könnte Berset nun über einen Um-
weg zu den Mehreinnahmen kommen.
Die von der WAK in Aussicht gestellten

zusätzlichen AHV-Beiträge entsprechen
nämlich rund 0,7 Prozentpunkten bei der
Mehrwertsteuer. Die AHV liesse sich auf
diese Weise ebenfalls bis Ende 2032
sanieren, aber dank ergänzenden Ein-
nahmequellen mit einer Steuererhöhung
von «nur» einem Prozentpunkt.

Mehr Zeit für AHV-Reform

In der WAK gibt es verschiedene Ein-
schätzungen über die Folgen der Ver-
knüpfung auf die AHV-Reform. Er gehe
davon aus, dass insgesamt nicht mehr
Mittel in die AHV flössen, als dies ohne
Verknüpfung der Fall gewesen wäre, sagt
der CVP-Ständerat Konrad Graber, der
als einer der Paten des Deals gilt. Den-
noch bleibt offen, ob bei einem Konnex
mit der Steuervorlage nicht doch mehr
Mittel fliessen als bei einer vom Parla-
ment gestutzten AHV-Reform. Die
Steuervorlage löse die Probleme der
AHV nicht vollständig, bringe aber
einen Zeitgewinn von rund vier Jahren,
sagt der SVP-Ständerat Hannes Ger-
mann. Für die FDP-Ständerätin Karin
Keller-Sutter beginnt bei der AHV-Re-
form ein neues Spiel. Es werde dann von
neuem um jeden Zehntel bei der Mehr-
wertsteuer gerungen.

Den bürgerlichen WAK-Mitgliedern
ist auch bewusst, dass sie mit der Er-
höhung der Lohnprozente für die AHV
bei der Sanierung der zweiten Säule
Spielraum verlieren. Lohnprozente kom-
men nämlich auch infrage, um die Sen-
kung des Umwandlungssatzes zu kom-
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pensieren.
Die SP frohlockt in einer Medienmit-

teilung: Mit der Zusatzfinanzierung sei
das höhere Frauenrentenalter vom Tisch.
Differenzierter äussert sich die SP-
Ständerätin Anita Fetz. Dank dem Zeit-
gewinn könne das Parlament unter weni-
ger Druck über Ausgleichsmassnahmen
für Frauen im Gegenzug für das höhere
Rentenalter diskutieren. Allerdings ist
die finanzielle Lage der AHV um 360
Millionen Franken schlechter als ange-
nommen. Der AHV-Fonds müsse pro
Monat Aktiven für 100 Millionen Fran-
ken verkaufen, um die Liquidität sicher-
zustellen, heisst es aus der WAK.

Mit den jüngsten Plänen liesse sich die Diskussion uni eine allgemeine Erhöhung des Rentenalters hinauszögern. ADRIAN BAER/ VZZ


